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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung des Revisionsdatums 
gewisser Schutzklauseln der Verordnung (EWG) Nr. 109/70 zur Festlegung einer 
gemeinsamen Regelung für die Einfuhr aus Staatshandeisländern 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 113, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe; 

Artikel 9 Absatz 6 der Verordnung (EWG) Nr. 
109/70 des Rates vom 19. Dezember 1969 zur Fest- 
legung einer gemeinsamen Regelung für die Ein- 
fuhr aus Staatshandelsländern sieht die Revision 
von Artikel 9 Absatz 1, Unterabsatz a, und Absätze 
2 bis 4 dieser Verordnung vor; 

das Revisionsdatum dieser Vorschrift ist durch 
Verordnung (EWG) Nr. 2747/72 des Rates vom 19. 
Dezember 1972 zur Änderung der in den handels- 
politischen Grundverordnungen vorgesehenen Revi- 
sionsdaten auf den 31. Dezember 1974 verscho- 
ben worden; 

unter Berücksichtigung der bei Anwendung dieser 
Vorschrift gewonnenen Erfahrung erscheint es ver- 
früht, im gegenwärtigen Zeitpunkt ihre Revision 
zu betreiben. Es scheint deshalb angezeigt, das Revi- 
sionsdatum auf den 31. Dezember 1975 hinauszu- 
schieben. Dieser Zeitpunkt fällt mit dem Revisions- 
datum der Verordnung (EWG) Nr. 1439/74 des Rates 
vom 4. Juli 1974 betreffend die gemeinsame Einfuhr- 
regelung ^) zusammen - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Das Revisionsdatum von Artikel 9 Absatz 1, Unter- 
absatz a und Absätze 2 bis 4 der Verordnung (EWG) 
Nr. 109/70, vorgesehen in Absatz 6 dieses Artikels, 
wird auf den 31. Dezember 1975 verschoben. 


Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am dritten Tage ihrer Ver- 
öffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 19 
vom 26. Januar 1970, S. 1 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 291 
vom 28. Dezember 1972, S. 150 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 159 
vom 15. Juni 1974, S. 1 
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Begründung 


Die handelspolitischen Grundverordnungen enthal- 
ten eine gewisse Anzahl von Vorschriften, deren 
Überprüfung durch den Rat vorgesehen war. Das 
in mancher dieser Verordnungen vorgesehene Re- 
visionsdatum wurde bereits einmal auf den 31. De- 
zeember 1974^) verschoben. 

Zudem hat der Rat bei der Änderung der wichtig- 
sten dieser Grundverordnungen, d. h. der frühe- 
ren Verordnung (EWG) Nr. 1025/70 zur Festlegung 
einer gemeinsamen Regelung für die Einfuhr aus 
dritten Ländern, heute Verordnung (EWG) Nr. 1439/ 
74 5) beschlossen, das Revisionsdatum dieser letzt- 
genannten Verordnung auf den 31. Dezember 1975 
zu verschieben. 

Bei der Überprüfung dieser Verordnungen (EWG) 
Nr. / hat die Kommission festgestellt, düß 
für manche ihrer Vorschriften, wie z. B. die tech- 
nischen Bestimmungen über die Verwaltung gemein- 
schaftlicher Mengenkontingente®), eine Änderung 
zum gegenwärtigen Zeitpunkt wenig angebracht 
erscheint, da die bei ihrer Anwendung durch die 
Gemeinschaft gesammelten Erfahrungen äußerst be- 
schränkt sind. 

Andere Vorschriften sind nie eingerufen worden 
oder haben ihre Daseinsberechtigung verloren, wie 
z. B. die nationalen Schutzmaßnahmen aufgrund bila- 
teraler Abkommen zwischen den Mitgliedstaaten 
und den Staatshandelsländern, die bekanntlich am 
31. Dezember 1974'^) ihre Geltung verlieren. 


Aus diesem Grunde ist die Kommission der Auf- 
fassung, daß es angezeigt ist, sich auf die wichtigsten 
der fraglichen Bestimmungen zu konzentrieren, näm- 
lich auf das sogenannte System des „nationalen Aus- 
lösens“ von Schutzmaßnahmen, die durch eine durch 
die Ausfuhren eines Staatshandelslandes hervorge- 
rufene Marktstörung gerechtfertigt sind ®). 

Da die Eröffnung langer Verhandlungen über die 
Anpassung dieser Vorschrift im gegenwärtigen Zeit- 
punkt wenig opportun erscheint, schlägt die Kom- 
mission vor, ihr Revisionsdatum auf den 31. Dezem- 
ber 1975 hinauszuschieben. Auf diese Weise würde 
das Revisionsdatum dieser Verordnung mit dem- 
jenigen der Verordnung (EWG) Nr. 1439/74 über- 
einstimmen. 


4) Verordnung (EWG) Nr. 2747/72 Amtsblatt der Euro- 
päischen Gemeinschaften Nr. L 291 vom 28. Dezember 
1972, S. 150 

5) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 159 
vom 15. Juni 1974, S. 1 

6) s. Artikel 14 der Verordnung (CEE) Nr. 1023/70 

7) Gemäß den Bestimmungen der Entscheidung des Rates 
vom 16. Dezember 1969 betreffend die schrittweise 
Vereinheitlichung der Abkommen über die Handels- 
bestimmungen der Mitgliedstaaten mit Drittländern 
und die Aushandlung mit Gemeinschaftsabkommen 
Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 326 
vom 29. Dezember 1969, S. 39 

8) Siehe Artikel 9 §§ 1 a und 2 bis 4 der Verordnung 
(EWG) Nr. 109/70 Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften Nr. L 19 vom 26. Januar 1970, S. 1 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 11. Februar 1975 - 1/4 - 680 70- E- Ei 26/75: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 17. Dezember 1974 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist nicht vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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